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Diskussionsgrundlage der LAG Hartz IV zu:
Hartz IV hinter uns lassen, so titelt das Konzept des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes. Er stellt dabei fest:  (Grün die Ansicht des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, rot die Ansicht der LAG Hartz IV)
Hartz IV ist in die Diskussion geraten. Neu ist die vielfache Kritik an Hartz IV nicht. Doch war es im parlamentarischen Raum bisher mehr oder weniger ausschließlich der Opposition vorbehalten, sie vorzutragen. Die Blöcke von Befürwortern und Kritiker standen sich dabei in den letzten Jahren genauso unversöhnlich wie geschlossen und unverrückbar gegenüber. Dies betraf auch die wichtige Frage der Bemessung und der Höhe der Regelsätze.

Nun scheint Bewegung in die Diskussion gekommen zu sein. Steht die Partei DIE LINKE ohnehin seit Beginn an für die Abschaffung von Hartz IV, plädiert nun auch der Vorsitzende von Bündnis 90/ Die Grünen, Robert Habeck, in großer Klarheit dafür, Hartz IV durch ein neues System der Grundsicherung abzulösen. Der Regierende Bürgermeister von Berlin, Michael Müller (SPD), bringt ein „solidarisches Grundeinkommen“ ins Spiel und erklärt, dass es auch 15 Jahre nach den Agenda-Reformen in der Bevölkerung keine Akzeptanz für die Hartz-Gesetzgebung gäbe. Selbst Arbeitsminister Hubertus Heil (SPD) spricht davon, die Grundsicherung neu ausrichten zu müssen, um soziale Teilhabe und Respekt in unterschiedlichen Lebenslagen zu verwirklichen. Was die „monetären Hilfen“ in Hartz IV anbelangt, spricht er von einem „Leben in Armut“ (FAZ v. 29.03.2018). Erstmalig werden damit eine echte parteiübergreifende kritische Reflektion und ein Diskurs zur Überwindung von Hartz IV möglich.

Hartz IV bildete praktisch den Kern der 2003 ausgerufenen Agenda 2010. Die Leitlinien dieser Agenda hießen: 

Privatisierung sozialer Risiken, Absenkung sozialstaatlicher Leistungsniveaus und Abbau von Arbeitnehmerschutzrechten.

Sie basierten auf dem neoliberalen Axiom, wonach „zu viel“ Sozialstaat eine Gesellschaft

lähme, wirtschaftliche Erfolge verhindere und schließlich auch den Einzelnen träge werden lasse.

Dem schlichten und negativen Menschenbild des homo oeconomicus folgend, sollte mit dem „Zurechtstutzen“ sozialstaatlicher Leistungssysteme auch der Einzelne wieder stärker motiviert werden, für sich selbst zu sorgen und vorzusorgen. Unter anderem wurden die Arbeitslosenhilfe abgeschafft, die maximalen Bezugszeiten des originären Arbeitslosengeldes gekürzt und schließlich Hartz IV geschaffen. Was die Geldleistungen für den Lebensunterhalt betraf, bedeutete Hartz IV praktisch Sozialhilfe für Erwerbsfähige. Ein kleiner Aufschlag wurde bei den Regelsätzen vorgenommen, da neben ihnen keine einmaligen Leistungen mehr gewährt werden sollten. Unter dem Strich hatten viele Arbeitslose deutlich weniger Geld im Portemonnaie als vor der Agenda-Politik.

Für viele waren die Bedarfssätze in Hartz IV bereits bei ihrer Einführung „Armutssätze“. Unter dem Motto „Fördern und Fordern“ wurden nicht nur „Ein-Euro-Jobs“, sondern vielerlei Maßnahmen eingeführt, von denen es hieß, sie würden zusammen mit einer guten Vermittlungsarbeit schnell wieder den Weg in den ersten Arbeitsmarkt ebnen, es wurde zudem ein rigider Sanktionsapparat aufgezogen, der weitestgehend ohne Rücksicht auf den Einzelfall abstrafte, wenn ein Arbeitssuchender seinen Verpflichtungen nicht nachkam.

So gut wie jede Arbeit war in Hartz IV vom ersten Tag an zumutbar und musste angenommen werden. Einen berufsbiografischen Schutz, wenigstens für eine gewisse Zeit, gab es nicht mehr.

Was die viel gepriesene Sprungbrett- oder Trampolinfunktion (hin zum ersten Arbeitsmarkt) von Hartz IV angeht, ist von den Versprechen nicht viel geblieben. Zwar ging mit guter Konjunktur und entsprechend guter Arbeitsmarktlage über die Jahre auch die Zahl der offiziell gezählten Langzeitarbeitslosen zurück. Doch sind die meisten der verbliebenen Hartz IV-Bezieher mittlerweile Langzeitbezieher. 42 Prozent von ihnen sind schon länger als vier Jahre im Bezug und über eine Million waren nach einer Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung aus dem Jahre 2016 bereits seit Einführung dieses Systems auf Leistungen angewiesen.

Nach einer Anfrage der Grünen im Deutschen Bundestag aus dem Jahre 2015 lag die tatsächliche Vermittlungsquote der Arbeitsverwaltung bei arbeitslosen Hartz IV-Beziehern bei gerade einmal knapp fünf Prozent.

Hartz IV hat bei Betroffenen und in der breiten Bevölkerung längst nicht mehr den Nimbus eines echten Hilfesystems. Vielmehr wird es als ein System wahrgenommen, das im besseren Fall von Tristesse und im schlechteren Fall von Sanktionierungen gekennzeichnet ist.

Mit „Reförmchen“ ist es nicht mehr getan. Es ist Zeit, mit Hartz IV zu brechen, zu brechen mit der misanthropischen Grundhaltung, die diesem Gesetz zugrunde liegt, dem negativen Menschenbild, mit dem sich der Sanktionsapparat, aber auch die unter der Armutsgrenze liegenden Geldzuwendungen begründen, und mit einem „küchenpsychologisch“ anmutenden Euphemismus des „Förderns und Forderns“, der bei unverstelltem Blick auf die Realitäten mehr und mehr als ein längst überlebter Dogmatismus erscheinen muss.

Es geht schließlich um die Würde des und den Respekt vor dem Mittel- und Arbeitslosen und seinen Angehörigen. „Hilfe statt Strafe“ ist die Leitschnur, an der sich echte Reformen der Grundsicherung für Arbeitssuchende orientieren müssen. Menschenwürde statt reine Massenverwaltungstauglichkeit muss der Kompass für eine Neuausrichtung sein: Es geht um Menschen, deren Potentiale geweckt und gefördert werden können und müssen. Es geht aber auch vielfach um Menschen, die man nicht überfordern darf, die sehr verwundbar sind und um die wir uns kümmern müssen. Nur indem wir den Menschen wieder in den Mittelpunkt stellen und ihn in seinen individuellen Fähigkeiten, aber auch in seinem individuellen Unvermögen annehmen, kann es uns gelingen, ein System zu schaffen, das von Respekt und Rücksicht geprägt ist und zugleich Potentiale von Menschen zu entdecken und zu fördern in der Lage ist.

Der Paritätische legt mit diesem Konzept elf konkrete Vorschläge für eine menschenwürdige Neuausrichtung der Grundsicherung für Arbeitslose vor:

1. Rahmenfrist beim Arbeitslosengeld 1 verlängern

2. Maximale Bezugszeit des Arbeitslosengeldes 1 verlängern

3. Mindestarbeitslosengeld einführen

4. Regelsätze erhöhen und neu berechnen

5. Kindergrundsicherung einführen

6. Zumutbarkeitsregelungen anpassen

7. Sanktionen abschaffen

8. Qualifizierung erweitern

9. Arbeitsförderung ausbauen

10. Sozialen Arbeitsmarkt schaffen

11. Zuverdienstgrenzen öffnen

Während die Analyse des Paritätischen Gesamtverbandes, bis auf die unerwähnte aber gewollte Schaffung eines Niedriglohnsektors und den Arbeitszwang unabhängig von Eignung, Bezahlung und tariflichem Schutz,  von uns unterschrieben werden kann, sind die Forderungen des Paritätischen Gesamtverbandes aber leider auch wieder eine Grundsicherung. Also das neoliberale Modell das der Verband eigentlich kritisiert.
Prof. Dr. Butterwege weist in seinen Verlautbarungen immer darauf hin, dass ein Sozialstaat für den Erhalt des sozialen Status steht und nicht für eine Grundsicherung. Grundsicherung bedeutet die Abkehr vom Sozialstaat zu einem Fürsorgestaat, denn wer durch ein Ereignis wie Unfall oder Krankheit oder Arbeitslosigkeit nicht mehr arbeitet wird damit in die unterste soziale Stufe befördert. Sein Lebenswerk muss er aufgeben. Eine/ein 50 jährige/r der/die bereits 35 Jahre Arbeit hinter sich hat wird auf die gleiche Stufe gestellt wie ein 20 jährige(r) der/die noch nie gearbeitet hat. Diese Ungerechtigkeit müssen wir überwinden.
Die mit dem Arbeitszwang geschaffene Möglichkeit der Wirtschaft, einen Niedriglohnsektor zu schaffen wurde genutzt. Vor allem Dienstleistungen wurden extrem billig und einer der größten Niedriglohnsektoren in Europa entstand. Durch den Einsatz von Leiharbeitskräften und prekärer Beschäftigung sowie von Hartz IV wurde die Kampfkraft der Gewerkschaften geschädigt und eine negative Lohnentwicklung in Gang gesetzt. 40% der heute Beschäftigten haben inflationsbereinigt keine höheren Löhne als 1998. 30 Jahre Lohnstopp wegen Harzt IV! 

Während in Deutschland jährlich auf geschätzte 100 Milliarden Euro durch Steuervermeidung und Niedrigsteuern für Unternehmen verzichtet werden, sollen die Arbeiter, Angestellten, Arbeitslosen und Arbeitsunfähigen in diesem Land den Obolus dafür zahlen. 
Das Versprechen die Kosten zu senken konnte nicht eingehalten werden. Für die Fürsorgeleistungen durch ALG II im Verhältnis zum früheren Sozialmodell sind die Kosten nicht gesunken sondern gestiegen. Ein großer Teil der Kosten wurde von der Arbeitslosenversicherung auf den Steuerzahler verlagert. Dadurch halbierte sich die Arbeitslosenversicherung als Zusatzgeschenk  an die Wirtschaft, zusätzlich zu den Steuergeschenken der AGENDA 2010 wie z.B. die Senkung der Körperschaftssteuer von über 40% auf heute 15%! So ist die AGENDA 2010 ein reines Geldgeschenk an die Wirtschaft welches sich in exorbitanten Gewinnexplosionen der Unternehmen wiederspiegelt. Leider führen die Gewinnsteigerungen, wegen der Steuervermeidung, zu keinen Steuermehreinnahmen aus Unternehmensgewinnen. ALG II (Hartz IV) ist und bleibt eine Umverteilung der Kosten weg von der Wirtschaft hin zu den Steuerzahlern. 
Dass lehnen wir ab. 
Wir weisen darauf hin, dass die Menschen in Deutschland, weit mehr wie die Banken in Deutschland, Systemrelevant sind. Deshalb benötigen sie eine soziale Absicherung die diesen Namen auch verdient. Gerade die letzten politischen Ereignisse am rechten Rand der Gesellschaft zeigen die Systemrelevanz der Bürger der Bundesrepublik Deutschland.

Es sind erwiesenermaßen nicht die Fremdenfeindlichkeit, sondern die Abstiegsängste (auch durch Überfremdung) der Mittelschicht. Diesen Abstiegsängsten kann man nur durch ein großzügiges Arbeitslosengeld und eine großzügige Grundsicherung begegnen. 
Ein Land das seine Bürger nicht vor sozialem Abstieg schützt , ein Land/ein System, dass seine Bürger nicht am finanziellen Gewinn seiner Wirtschaft teilhaben lässt, endet früher oder später in einem anderen System. 

Deshalb fordern wir die Trennung zwischen arbeitslosen-, erwerbsunfähigen-  und arbeitsunfähigen Menschen, also die Trennung von Arbeitslosengeld, Erwerbsunfähigkeitsrenten und Grundsicherung.

1. Wir fordern für jeden Arbeitslosen ein Arbeitslosengeld ohne Befristung. Als arbeitslos zählt jeder der arbeitsfähig ist und dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht. Eine Rahmenfrist entfällt.
2. Wir fordern, die maximale Bezugszeit des Arbeitslosengeldes aufzuheben und es durch ein Staffelmodell zu ersetzen. 

3. Wir fordern für das erste Jahr der Arbeitslosigkeit ein Arbeitslosengeld von 90% vom Einkommen der letzten drei Monate sofern das Durchschnittseinkommen der letzten zwei Jahre nicht höher ist. Dann ist das Durchschnittseinkommen der letzten zwei Jahre heranzuziehen. Dies gilt auch für ehemalige Selbständige, die in die Arbeitslosenversicherung als Pflichtversicherung eingezahlt haben.
Ab dem zweiten Jahr der Arbeitslosigkeit ein Arbeitslosengeld von 80% vom Einkommen der letzten drei Monate sofern das Durchschnittseinkommen der letzten zwei Jahre nicht höher ist. Dann ist das Durchschnittseinkommen der letzten zwei Jahre heranzuziehen.  
Ab dem dritten Jahr der Arbeitslosigkeit bis zur Wiederaufnahme von Arbeit ein Arbeitslosengeld von 70% vom Einkommen der letzten drei Monate sofern das Durchschnittseinkommen der letzten zwei Jahre nicht höher ist. Dann ist das Durchschnittseinkommen der letzten zwei Jahre heranzuziehen.  
Ab dem ersten Jahr ist ein Inflationsausgleich auf die Leistung zu gewähren. 
4. Wir fordern die Schonung des aufgebauten Vermögens. Dafür eine hohe Erbschaftssteuer auf Vermögen.
5. Wir fordern ein Mindestarbeitslosengeld dessen Höhe sich am Pfändungsfreibetrag orientiert. (Derzeit für einen Alleinstehenden 1.140,-- €)
6. Wir fordern die Abschaffung der Sanktionen. Lediglich eine Aufschiebung der Auszahlung von Leistungen bis zur Erreichung des gewünschten Verwaltungsvorganges ist  möglich. Nach Erreichen des gewünschten Ziels sind die Leistungen rückwirkend auszuzahlen.

7. Wir fordern für alle die nicht in der Arbeitslosenversicherung unterkommen ein menschenwürdiges Leistungsniveau in der Grundsicherung.
Der Paritätische Gesamtverband führt hier aus:

In der derzeit wieder aufgeflammten Diskussion um angemessene Regelsätze in Hartz IV wird häufig vorgetragen, dass es weniger auf die Leistungshöhe als vielmehr auf Bildungsangebote und verstärkte Maßnahmen ankäme, die die Menschen wieder in eine auskömmliche Erwerbstätigkeit bringen. So richtig dieser Verweis mit Blick auf arbeitslose Hartz IV-Beziehende auch ist, so darf nicht übersehen werden, dass von den derzeit 4,3 Millionen Hartz IV-Beziehenden im erwerbsfähigen Alter lediglich 1,6 Millionen tatsächlich dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. Hunderttausende haben kleine Kinder, pflegen Angehörige, sind in Ausbildung oder in Maßnahmen der Jobcentern. Mit Blick auf alle Leistungsberechtigten (rund 6 Mio.), darunter bspw. auch Altersgrundsicherungsbeziehende, fallen vor allem auch die zwei Millionen Kinder und Jugendlichen ins Auge, die aktuell von Hartz IV leben und bei denen es naturgemäß nicht um Arbeitsvermittlung, sondern um ein gutes Heranwachsen und faire Bildungschancen geht. Insgesamt kann der Verweis auf die Notwendigkeit arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen nicht von der Verpflichtung entbinden, die Menschen in Grundsicherung mit angemessenen Geldleistungen vor Armut zu schützen und ein Leben zu ermöglichen, dass der Menschenwürde entspricht. Die Grundsicherung muss nicht nur das physische Existenzminimum abdecken, sondern auch soziale und kulturelle Teilhabe ermöglichen, wie es das Bundesverfassungsgericht bereits mehrfach festgestellt hat.

Die Grundsicherung sollte gemäß den Regelsätzen in Hartz IV berechnet werden. Dabei sind die gesetzlichen Vorschriften genauestens einzuhalten. Wie der Paritätische Gesamtverband ausführt sind die Regelsätze in Hartz IV, die Geldleistung also, die für alle Güter des täglichen Bedarfs ausreichen soll, nach dem sogenannten Statistikmodell berechnet: 

Richtgröße ist das Ausgabeverhalten einkommensschwacher Haushalte, wie es sich in den Statistiken des Statistischen Bundesamtes abbildet. Dabei werden aber längst nicht alle Ausgaben anerkannt. Vielmehr werden verschiedene Positionen, die von Tierfutter über Grabschmuck und die chemische Reinigung bis zum gelegentlichen Besuch eines Cafés reichen, gestrichen.

Diese Kürzungen summieren sich bei einer allein lebenden Person auf über 150 Euro. Der so verbleibende Rest ergibt den Regelbedarf. Für einen Single sind es derzeit 416 Euro im Monat. Bei Kindern beträgt der Regelsatz je nach Alter zwischen 240 und 316 Euro. Sie sind Ergebnis einer ganzen Reihe manipulativer Eingriffe in die Statistik und decken weder alltagspraktisch noch aus wissenschaftlicher Perspektive das Existenzminimum in Deutschland ab.
 

1. Wir fordern für die Erwachsenen eine Grundsicherung in Höhe des Pfändungsfreibetrages!
2. Dazu fordern wir Zuschläge für  Gebiete/Städte mir hohen Lebenshaltungskosten.

3. Zuverdienstgrenzen sind bis zum Erreichen von 60 % des Durchschnittseinkommens nicht anzuwenden. Darüber hinaus erzielte Einkommen sind bis auf 10% anzurechnen. Über 60% des Durchschnittseinkommens sind höchstens bis 300,-- €  dazu zu verdienen. Darüber hinaus sind bis auf 10% anzurechnen.

4. Für wiederkehrende Aufwendungen wie z.B. die Anschaffung von Kleidung, Schuhe, Möbel und dem öffentlichen Nahverkehr (Monatskarte) usw. sind grundsätzlich Darlehen zu gewähren, die dann mit dem in der Grundsicherung errechneten Satz zu tilgen sind. Somit bleibt es dem Grundsicherungsbezieher vorbehalten selbst vorzusorgen oder im Nachhinein als Tilgung zu bezahlen. 
5. Kosten für Strom sind den Kosten der Unterkunft zu zuschlagen. 

6. Wir fordern die Abschaffung der Sanktionen. Lediglich eine Aufschiebung der Auszahlung von Leistungen bis zur Erreichung des gewünschten Verwaltungsvorganges ist  möglich. Nach Erreichen des gewünschten Ziels sind die Leistungen rückwirkend auszuzahlen.

Was die Regelsätze für die Kinder anbelangt, weist deren Herleitung so schwere methodische Mängel auf, dass die Ergebnisse nicht als valide angesehen werden können und auch keine Korrekturrechnungen möglich sind.

Das Modell des Verbändebündnisses für eine Kindergrundsicherung sieht dagegen vor, allen Kindern ohne weitere Vorbedingung eine Leistung in der Höhe des verfassungsrechtlich gebotenen steuerlichen Existenzminimums (derzeit 619 Euro) zu gewähren. Durch Besteuerung soll diese Leistung mit steigendem Einkommen abschmelzen. Der Familienleistungsausgleich wäre endlich „vom Kopf auf die Füße gestellt“. Wer am wenigsten hat, bekommt die meiste Unterstützung, wer am meisten hat bekommt keine Unterstützung.  
Daneben sind alle Leistungen wie z.B. Kindergartenbeiträge, schulische Aufwendungen, Essensgeld in der Schule, alle geforderten Lernmittel usw. kostenlos zu Verfügung zu stellen bzw. zu ersetzen. Die Kindergrundsicherung soll bis zum Abschluss einer Ausbildung höchstens  bis zu einem Höchstalter von 27 Jahren gewährt werden. Bei einer Ausbildung auswärts werden die Kosten der Unterkunft analog dem Bafög Satz übernommen.
Für Erwerbsunfähigkeit bzw. Berufsunfähigkeit fordern wir eine Leistung analog des Arbeitslosengeldes. 90/80/70 % des letzten Einkommens bzw. des Durchschnittseinkommens der letzten zwei Jahre falls diese höher ist als Versicherungsleistung der Rentenversicherung.
Mit diesen Maßnahmen haben wir den Sozialstaat wieder hergestellt. Lediglich eine kleine Gruppe arbeitsunfähiger Menschen ist dann noch auf eine großzügige Grundsicherung angewiesen. Arbeitslose, Erwerbsunfähige, Kinder sind nicht mehr auf Grundsicherung angewiesen sondern sind sozial, ihres vorigen Lebensstandart entsprechend, abgesichert.
LAG gegen Hartz IV Baden Württemberg

16.November 2018
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